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Die Techniker.
Wir erhalten folgende Zuſchrift
Jmmer wieder klagen die „Techniker“ (im weiteſten

Sinne des Wortes) darüber, daß in der Verwaltung die
juriſtiſch vorgebildeten Beamten bei Beſetzung der leitenden
Stellen ihnen vorgezogen würden. Sie führen aus, daß
ſich in ihren Reihen nicht minder begabte Leute befänden als
bei den „Juriſten“, daß ſie dieſelbe Schulbildung genoſſen
hätten wie dieſe, daß ihre Ausbildung auf der Hochſchule
keineswegs als minderwertig anzuſehen ſei gegenüber der
juriſtiſchen und daß ſie einen mindeſtens ebenſo gründlichen
Vorbereitungsdienſt durchzumachen hätten wie die juriſti-
ſchen und die übrigen Verwaltungsbeamten.

Alles dies kann ohne weiteres zugegeben werden. Aber
was bezweckt das Studium auf der Hochſchule und der
Vorbereitungsdienſt für den Juriſten einerſeits und für
den „Techniker“ andererſeits? Der Juriſt lernt auf der
Univerſität das Material kennen, auf Grund deſſen er
Entſcheidungen über verſchiedene, oft mit einander
im Gegenſatze ſtehende Anſprüche fällen ſoll. Zum
Teil ſchon als Student, jedenfalls aber dann im Vorbe-
reitungsdienſte, lernt er Entſcheidungen wirklich zu treffen.
Je mehr er in das Leben hinauskommt und namentlich
in der Verwaltung lernt er aber, daß man dieſe Ent-
ſcheidungen nicht immer nach dem Buchſtaben der Geſetze
treffen kann, weil nach dem alten Spruche häufig
summum jus humma injuria iſt. Er lernt dann, die ver-
ſchiedenen Jntereſſen gegeneinander abzuwägen und einen
Ausgleich der einander gegenüberſtehenden Anſprüche
herbeizuführen. So wird ſeine Ausbildung, je weiter er
kommt, eine immer allgemeinere.

Anders der Techniker. Auf der Univerſität oder tech-
niſchen Hochſchule, die wir als ganz gleichwertig anſehen
wollen, lernt auch er noch die allgemeinen Grundlagen
für ſeinen Beruf. Aber je mehr er vorſchreitet, deſto mehr
ſpezialiſiert er ſich. So iſt es in der Medizin, der Bau
kunde, der eigentlichen Technik. Und dieſe Spezialiſierung
hat im Laufe der Zeit gewaltig zugenommen und wird
immer mehr zunehmen, weil eben die „Technik“ auf jedem
Gebiete immer mehr fortſchreitet. Je mehr dies aber ge-
ſchieht und je mehr der Einzelne auf ſeinem beſonderen Ge-
biete zu leiſten ſich bemüht, deſto weniger behält er Zeit,
andere Gebiete des menſchlichen und wirtſchaftlichen Lebens
kennen und richtig würdigen zu lernen.

Was aber hat der Leiter einer Behörde hauptſäch-
lich zu tun? Entſcheidungen zu treffen und
Aus gleiche herbeizuführen. Entſcheidungen zu-
nächſt einmal in einer großen Anzahl von Einzelfällen, die
ohne Geſetzeskenntnis auch von Verwaltungsbehörden nicht
entſchieden werden können. Beſitzt der Leiter der ent-
ſcheidenden Behörde dieſe Kenntnis nicht, ſo iſt er völlig in
die Hand des ihm etwa beigegebenen Juriſten gegeben, ein
nicht immer erwünſchles Verhältnis. Dann kommt die
große Anzahl von Fragen allgemeineren Jntereſſes. Da
hat der Leiter einer größeren Behörde ſchon innerhalb der-
ſelben häufig einen Ausgleich herbeizuführen oder ſchließlich
eine Entſcheidung zu treffen. Hier nur einige Beiſpiele.
Jn irgend einem Orte ſoll eine hygieniſche Maßregel

nötigenfalls zwangsweiſe durchgeführt werden. Der
Medizinaldezernent erklärt ſie für unbedingt erforderlich.
Der Polizeidezernent hält ſie für praktiſch nicht durchführbar.
Der Kommunaldezernent befürchtet eine zu ſchwere Be-
laſtung der Gemeinde. Der Juſtitiar erachtet ſie wegen
eines zu ſtarken Eingriffs in die perſönliche Freiheit für un-
zuläſſig. Jn einem anderen Falle ſollen Bauten an einem
Strom ausgeführt werden. Der Waſſerbaumeiſter hält ihre
ſofortige Vornahme für geboten. Der Fiſchereidezernent hat
im Jntereſſe der Fiſcherei überhaupt Bedenken dagegen.
Der landwirtſchaftliche Dezernent ſpricht ſich namentlich
gegen eine ſofortige Ausführung aus, weil dadurch der
Landwirtſchaft in der Zeit der dringendſten Arbeit die not-
wendigen Arbeiter entzogen würden. Endlich noch als Bei-
ſpiel die jetzt ſo häufig vorkommende Abwäſſerfrage: Der
Gewerbedezernent befürwortet im Jntereſſe der Jnduſtrie
die Genehmigung zur Ableitung von Fabrikwäſſern in einen
Fluß, aber vom geſundheitlichen, kommunalen, landwirt-
ſchaftlichen, Fiſcherei- uſw. Standpunkte aus wird ent-
ſchieden widerſprochen.
Wueer wird in allen ſolchen Fällen grundſätzlich

der Geeignetſte ſein, einen angemeſſenen Ausgleich
herbeizuführen oder, wenn dies nicht gelingt, die richtige
Entſcheidung zu treffen? Doch derjenige, der
für eine ſolche Tätigkeit geſchult iſt, nicht aber
derjenige, der ſeine Vorbereitung für ein ganz beſtimmtes,
vielleicht bei der Entſcheidung als Partei in Frage kommen-
des Fach genoſſen hat.
Jaea, wird dem von techniſcher Seite entgegengehalten,

das iſt eine Ueberſchätzung der Schulung; nicht
auf ſie, auf die Perſönlichkeit kommt alles an. Nun iſt es
ja wohl richtig, daß es Männer an leitender Stelle gegeben
hat, die gar keine oder eine ganz andere Vorbildung ge
noſſen haben, als ſie eigentlich für die betreffende Stelle vor-
geſchrieben iſt, und die doch ganz Vortreffliches geleiſtet
haben. Aber das ſind Ausnahmen geweſen. Solche
Ausnahmeperſönlichkeiten werden ſich überall durchſetzen.

Für die Regel müſſen wir doch aber annehmen, daß
diejenigen für irgend eine Stellung am
beſten paſſen, die dafür vor gebildet ſind.
Wenn wir das nicht täten, ſo wäre dies eine
Bankrotterklärung unſeres ganzen Vor
bildungsweſens.

Nun wäre es aber grundfalſch, anzunehmen, daß des
halb die techniſchen Beamten geringer zu ſchätzen wären, als
die juriſtiſchen, weil dieſe nach ihrer Vorbildung für be-
ſtimmte Stellen regelmäßig geeigneter erſcheinen
als die erſteren. Was die rein menſchliche Wertſchätzung
anlangt, ſo kommt es natürlich nur auf die betreffenden
Perſönlichkeiten an. Wiſſenſchaftlich ſteht der eine ebenſo
hoch wie der andere. Und für die Allgemeinheit iſt die
Tätigkeit des „Technikers“ oft ſehr viel wertvoller als die
des Juriſten. Die Techniker ſollten nur ſelbſt das bei
manchen von ihnen vorhandene Mißtrauen, als würden ſie
nicht für voll angeſehen, ſchwinden laſſen und eine unge-
rechte Zurückſetzung nicht da erblicken, wo ſie in der Tat
nicht vorhanden iſt, dann würden ſie ſelbſt ſehen, welcher
Hochſchätzung ſie ſich gerade in unſerer Zeit erfreuen.

Der preußiſche Staatshaushaltsetat
für 1915.

Zum Entwurfe des preußiſchen Staatshaushaltsetats für
1913 veröffentlicht die „Nordd. Allg. Ztg.“ folgende Vor-
bemerkungen:

1. Der Etat ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit
4 595 933 827 Mk. ab. Von den Ausgaben entfallen 245 245 956
Mark gleich 5,3 Proz. der Geſamtausgaben auf das Extra-
ordinarium, gegen 228 007 350 Mk. gleich 5,3 Proz. für 1912.
Einnahmen und Ausgaben halten ohne Anleihe das Gleichgewicht,
während im Etat für 1912 zur Herſtellung des Gleichgewichts
eine aus Anleihe zu beſchaffende Summe von 19 000000 Mk.
vorgeſehen war.

2. Die erſtmalig im Etat für 1910. getroffene Regelung, wo
nach die Reinüberſchüſſe der Eiſenbahnverwaltung nur bis zur
Höhe von 2,10 Proz. des ſtatiſtiſchen Anlagekapitals der Eiſen-
bahnen zur Deckung allgemeiner Staatsausgaben herangezogen
werden dürfen, hat für 1913 zur Folge gehabt, daß ein Betrag
von 93 482 835 Mk. zur Verſtärkung des Ausgleichsfonds etati-
ſiert worden iſt, gegen 57 425 609 Mk. im vorigen Etat.

3. Das Etatgeſetz enthält, wie im Vorjahre, die Ermächti-
gung, Schatzanweiſungen bis auf Höhe von 100 000 000 Mk. aus
geben zu dürfen.

4. An Penſionen für Zivilbeamte ſind 108 343 000 Mk. ver-
anſchlagt, gegen 1912 mehr 9618 000 Mk.

5. An geſetzlichen Witwen- und Waiſengeldern ſind
37 292 000 Mk. in Anſatz gebracht worden, gegen 1912 mehr
1621 000 Mk.

6. Weiter ſind an Penſionen und Hinterbliebenenbezügen für
die Volksſchullehrer und lehrerinnen vorgeſehen: an Penſionen
8 220 000 Mk., gegen 1912 mehr 800 000 Mk. an Witwen- und
Waiſengeldern 4 969 000 Mk., gegen 1912 mehr 290 500 Mk.

7. Mit Rückſicht auf das durch die hohen Lebensmittelpreiſe
außergewöhnlich geſtiegene Unterſtützungsbedürfnis der Beamten
ſind die Unterſtützungsfonds für dieſelben einmalig insgeſamt
um 3000 000 Mk. verſtärkt worden, nachdem bereits in dem
Nachtragsetat für 1912 eine gleiche außerordentliche Verſtärkung
vorgeſehen iſt. Außerdem ſind die Unterſtützungsfonds im be-
ſonderen Jntereſſe der Aſſiſtentenklaſſe insgeſamt um weitere
rund 1 000000 Mk. verſtärkt worden.

8. Zu Zuwendungen an Beamte, die zu oder vor dem 1. April
1908 in den Ruheſtand verſetzt ſind, und für Witwen und Waiſen
dieſer und der vorher verſtorbenen Beamten ſind eingeſtellt
5 514 000 Mk., gegen 1912 mehr 2264 000 Mk.

9. Zu Zuwendungen an penſionierte Volksſchullehrer und
lehrerinnen, die zu oder vor dem 1. April 1908 in den Ruheſtand
verſetzt ſind, ſowie an Witwen und Waiſen dieſer Lehrer und der
vor dieſem Zeitpunkt im Amte verſtorbenen Volksſchullehrer ſind
2350 000 Mk. in Anſatz gebracht worden, gegen 1912 mehr
313 641 Mk.

10. Die Staatsſchuld beläuft ſich auf 9 901 769 098 Mk., gegen
1912 mehr 472 895 054 Mk.

Von der Geſamtſchuld entfallen auf die Eiſenbahnverwaltung
7 536 625 123 Mk. und auf die Bergverwaltung 191 702 441 Mk.
An Ausgaben erfordert die Staatsſchuld: Zur Verzinſung (ein
ſchließlich der im Laufe des Etatsjahres neu aufzunehmenden An
leihebeträge) 366 345 860 Mk., gegen 1912 plus 17 593 194 Mk.,
zur Tilgung 59 942 659 Mk., gegen 1912 plus 3 052 532 Mk., zu
ſammen 426 288 519 Mk., gegen 1912 plus 20 645 726 Mk.

Von den Ausgaben entfallen: Auf die Eiſenbahnverwaltung
326 684 965 Mk., gegen 1912 plus 13 530 774 Mk., auf die Berg-
verwaltung 8 774 869 Mk., gegen 1912 plus 1 259 272 Mk.

11. An geſetzlichen Anleihekrediten ſtehen noch offen rund
1 125,3 Millionen Mark. An neuen Anleihekrediten, ſoweit ſie be-
reits feſtſtehen, ſind in Ausſicht genommen: 291 Millionen, Mark
für die beſtehenden Bahnen, 25 Millionen Mark zu Maßregeln
behufs Bekämpfung der Fleiſchteuerung.

12. Der ungedeckte Matrikularbeitrag iſt auf Grund der An
ſätze im Entwurf zum Reichshaushaltsetat mit 34 486 002 Mk.
gleich 85,86 Pfg. auf den Kapf der Weſen Bevölkerung, in
Anſatz gebracht, gegen 1912 plus 987 087 Mk. Die Erhöhung iſt
im weſentlichen die Folge von Ausgleichungen auf Grund der
Reichshaushaltsrechnung für 1911, und zwar in der Hauptſache
dafür, daß die Matrikularbeiträge für 1911 noch nach der Be
völkerungszahl von 1905 erhoben waren, während die Ueber
weiſungen aus der Branntweinſteuer bereits nach der Bevölke
rungszahl von 1910 erfolgt ſind. Abgeſehen von den Aus-
gleichungsbeträgen ſtellt ſich der ungedeckte Matrikularbeitrag
ſogar etwas niedriger, nämlich auf 33 669 953 Mk., gleich
83,83 Pfg. auf den Kopf der preußiſchen Bevölkerung, gegen
33 777 956 Mk., gleich 84,10 Pfg., nach dem Etat für 1912.

13. Bei den hinterlegten Geldern ſind die Einzahlungen und
die Rückzahlungen wieder wie früher (bis 1903) in gleicher Höhe,
und zwar nach dem Durchſchnitt der Rückzahlungen in den letzten
beiden Rechnungsjahren, mit 49 600 000 Mk. in Anſatz gebracht.
Das ergibt bei den Rückzahlungen ein Mehr von 2200000 Mk.

14. An Ausgaben der zur Durchführung der Reichsverſiche
rungsordnung eingerichteten Behörden ſind insgeſamt 3 828 204
Mark (gegen 1912 plus 2053 204 Mk.) etatiſiert, wovon 1 549 610
Mark (gegen 1912 plus 799 610 Mk.) durch Einnahmen gedeckt
werden. Es ergibt ſich alſo für dieſe Zwecke ein Nettozuſchuß
von 2278 594 (gegen 1912 plus 1 253 594 Mk.).

15. Anläßlich des Jnkrafttretens der Angeſtelltenverſicherung
erſcheinen erſtmalig an verſchiedenen Stellen des Etats Ausgaben,
ſo insbeſondere 200 000 Mk. auf dem Etat der Eiſenbahnverwal-
tung und 17000 Mk. auf dem Etat der Bauverwaltung.

16. Aus Anlaß der Fleiſchteuerung ſind bei verſchiedenen
Fonds der landwirtſchaftlichen Verwaltung teils im Ordinarium,
teils im Extraordinarium, insgeſamt 1 450 000 Mk. mehr aus-
gebracht, die unmitelbar oder mittelbar der Förderung der Vieh-
zucht dienen ſollen. Daneben iſt zu gleichem Zwecke die bereits
erwähnte Anleihe von 25 000000 Mk. in Ausſicht grnommen, von
welcher beſtimmt ſind: 10000000 Mk. zur Uebernahme von
Stammteilen bei gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften,
12 000 000 Mk. zur Kultivierung der oſtfrieſiſchen ſtaatseigenen
Moore und 3000 000 Mk. zu Meliorationsdarlehen, insbeſondere
für Drainierungen auf Domänen.

de weitere Einzelheiten des Etats ſoll noch zurückgekommen
werden.

Die Hriedensverhandölungen.
Während der Feiertage haben die Londoner

Friedensver handlungen natürlich geruht. Nach
dem Feſte werden nun die Beratungen wieder beginnen und
hoffentlich bald zu Ende geführt. Der türkiſche
Miniſterrat hat bereits die Gegenvorſchläge feſt-
geſetzt, die der Friedenskonferenz auf die Bedingungen der
Balkan-Verbündeten vorgelegt werden ſollen. Dieſe Gegen-
vorſchläge ſind an Reſchid Paſcha nach London telegraphiert
worden. Ueber den Jnhalt der türkiſchen Gegenvorſchläge
verlautet nichts Beſtimmtes, in unterrichteten Kreiſen ver-
lautet jedoch, daß die Pforte die Bedingungen der
Balkan-Verbündeten in ihrer jetzigenFaſſung einfach zurückweiſt. Außerdem will die
Pforte das bereits vor einem Monat geäußerte Verlangen
wiederholen, wonach die Mächte eine Unterſuchung über die
Grauſamkeiten anſtellen ſollen, die von den Verbündeten
in den beſetzten Gebieten verübt worden ſein ſollen.

Der Pariſer „Temps“ meldet aus Konſtantinopel: Von
den türkiſchen Offizieren wird die Fortſetzung
der Feindſeligkeiten dringend gewünſcht.
Dieſer Wunſch ſoll ſo ſtark ſein, daß es zu einem Aufſtande
kommen würde, wenn die Regierung den Forderungen der
Balkan-Verbündeten nachkommen würde.

Die bulgariſchen politiſchen Kreiſe ſind einmütig der Anſicht,
daß die Uebergabe Adriganopels, das, von der bulga-
riſchen Armee belagert, vom Schickſal zum Falle verurteilt ſei,
eine conditio sine qua non des Friedensſchluſſes bilde. Die
kategoriſche Erklärung, welche mehrere Parteiführer in der So-
branje abgegeben haben, laſſen über dieſen Punkt keinen Zweifel

U.8 Zur Frage von Adrianopel meldet der Londoner Be
richterſtatter des „Temps“, daß in gewiſſen Finanzkreiſen folgende
Löſung angeregt würde: Adrianopel und ſeine Um-
gebung ſollen der Türkei verbleiben. Da dieſe aber
außer Stande ſei, die von Bulgarien geforderte große Kriegsent-
ſchädigung zu bezahlen, ſo würde Bulgarien das Recht er-
halten, Adrianopel ſamt Umgebung ſolange zu be-
ſetzen, bis die Kriegsentſchädigung bezahlt wor-
den ſei. Dieſer Ausweg würde der Türkei geſtatten, wenigſtens
den Anſchein zu wahren, daß ſie ihren Standpunkt behauptet habe.

Drohende kriegeriſche Anzeichen?
Wie dem „Reuterſchen Bureau“ auf indirektem Wege aus

Konſtantinopel gemeldet wird, ſind alle auf Urlaub befindlichen
Offiziere der Tſchataldſcha- Armee angewieſen
worden, binnen 24 Stunden zu ihren Regimentern
zurückzukehren.

Der Widerſtand Adrianopels.
Die Konſtantinopeler Blätter veröffentlichen Briefe von

Soldaten der Adrianopeler Garniſon, aus denen hervor-
geht, daß die Bevölkerung zwar unter der Hunger s-
not furchtbar zu leiden hat, daß aber an eine etwa in den
nächſten Tagen erfolgende Uebergabe noch keines-
wegs zu denken ſei. Die innere Stadt, in welche kein
einziges bulgariſches Geſchoß eingedrungen ſei, ſoll voll
kommen unverſehrt ſein, und die türkiſchen Truppen ſeien
genau ſo widerſtandsfähig wie am erſten Tage der Be
lagerung.

Gegen die Grauſamkeiten.
Die Pforte, die vor einem Monat die Aufmerkſam-

keit der Mächte auf die Grauſamkeiten gelenkt hatte,
welche die verbündeten Armeen und die Banden gegen die
Bevölkerung der beſetzten Gebiete begangen hätten, hat be-
ſchloſſen, an die Mächte erneut die Bitte zu richten, ſie
möchten durch ihre Konſuln eine Kollektivunterſuchung über
die rgelamkeiten, die noch immer verübt würden,
anſtellen.

Ein Tagesbefehl König Ferdinands.
Der König der Bulgaren hat an die Armee einen

folgendes anordnet:!Tagesbefehl gerichtet, der



J. Skrenge Anwendung aller von der Sanitätsinſpektion
getroffenen Maßregeln zur Beſſerung des Geſundheits-
zuſtandes der Armee. 2. Tägliche Uebungen mit an
ſchließenden Vorträgen über die militäriſchen Operationen
der Bulgaren und der Türken. 3. Vorſorge für die Unter
haltung der Truppen, namentlich auch durch Spiel der Mili-
tärkapellen. 4. Strenge Aufrechterhaltung der Disziplin
unter den Truppen, die allenthalben Muſter der Ordnung
und der Geſetzlichkeit ſein ſollken, Leben und Eigentum
aller Bürger ohne Unterſchied der Religion und der
Nationalität in gleichem Maße zu ſchützen hätten und jeder
Ausſchreitung ſich enthalten müßten, die die Ehre des
Waffenrocks und den guten Ruf des Bulgaren in den
Augen des Auslands kompromittieren könnten.

Die Türken verproviantieren Skutari.
Telegramme aus Dulcigno beſagen, daß es den Türken

nach vorausgegangenem heftigen Kampfe gelungen iſt,
Skutari mit Munition und Lebensmitteln zu ver
ſehen. Die von den Serben eroberten Plätze zwiſchen Buchiatti
und Barbaluchi ſind von den Türken wieder erobert worden. Die
Serben haben Verſtärkungen nach Durazzo abgeſandt. Unter
der ſerbiſchen Garniſon in Aleſſio ſoll eine ſchwere Typhus-
epidemie wüten,

Die Autonomie Albaniens.
Aus Valona wird gemeldet, daß die proviſoriſche Regie

rung den Londoner Beſchluß, Albanien die Autonomie
zu gewähren, freudig aufgenommen hat. Jndeſſen ſoll
außerordentliche Unzufriedenheit herrſchen darüber, daß das
Land unter türkiſcher Souveränität verbleiben ſoll. Man äußert
den Wunſch, einen unabhängigen chriſtlichen Fürſten,
am liebſten einen deutſchen, auf den alba-
niſchen Thron zu bringen. Jn Rom will man jedoch
hiervon nichts wiſſen.

Die Gattin des deutſchen Geſandten der Spionage
verdächtig?

Jn Semlin, einer größeren Stadt in Slavonien, in un
mittelbarer Nähe Belgrads an der ſerbiſchen Grenze, hat ſich
geſtern ein bedauerlicher Zwiſchenfall ereignet. Die
Gattin des deutſchen Geſandten in Belgrad,
Baronin von Grieſinger, wurde, nachdem ſie in Semlin
Weihnachtseinkäufe gemacht hatte, von den ungariſchen
Behörden unter dem Verdachte der Spionage
im Jntereſſe Serbiens verhaftet und trotz ihres
energiſchen Proteſtes längere Zeit in Gewahrſam ge
halten. Der ſerbſche Preſſe beſpricht dieſen Zwiſchenfall in
längeren Artikeln und bauſcht ihn in ungewöhnlicher Weiſe auf.

Deutſches Reich.
Ein neuer Sproß im deutſchen Kaiſerhauſe. Frau

Prinzeſſin Auguſt Wilhelm von Preußen iſt geſtern nach
mittag 5 Uhr 15 Minuten von einem Prinzen glücklich ent
bunden worden. Das Befinden iſt gut. Die Leibbatterie
des 1. Garde-Feldartillerie- Regiments rückte um 7 Uhr
abends aus, um im Luſtgarten Salut zu ſchießen. Die
Kaiſerin weilte ſeit den früheſten Morgenſtunden bei der
Prinzeſſin in dem Palais in der Wilhelmſtraße. Der
Kaiſer,
zeſſin Eitel Friedrich in Potsdam geſpeiſt hatte, traf abends
in Berlin ein und beſuchte die junge Mutter.

Der Großherzog von Heſſen hat dem Miniſter des groß-
herzoglichen Hauſes, des Aeußeren und der Juſtiz Staatsminiſter
Dr. Ewald den erblichen Adelſtand des Großherzogtums
verliehen.
Stände Geh. Kommerzienrat Wilhelm Cornelius Frhr. Heyl
v. Herrnsheim in Worms erhielt den Charakter als Wirk-
licher Geheimer Rat mit dem Prädikat Exzellen z.

Friede im Saarrevier? Bei einer Beſprechung, die der
Reichstagsabgeordnete Coßmann am Mittwoch mit der Berg-
werksdirektion hatte, erklärte die Direktion, ſie könne auf Grund
der nunmehr vorliegenden Abſchlüſſe eine Steigerung der
Löhne mit Beſtimmtheit zuſagen; Vorausſetzung ſei nur,
daß die Leiſtungen der Bergleute auf der Höhe blieben und daß
nicht Störungen der Betriebe einträten.

Von der Marine. Wie wir hören, ſoll die Zahl der all
jährlich einzuſtellenden Seekadetten bedeutend vermehrt
werden. Auch ſollen. die mit Primareifezeugnis verſehenen
Aſpiranten wieder mehr als bisher berückſichtigt werden.

t

Sind im Kriegsfalle die Einzahlungen bei öffentlichen Sparkaſſen
ſicher

Kreiskaſſen- Kontrolleur Nowack-Sagan i. Schleſ. ſchreibt in
Nr. 49 der „Zeitſchrift der Landwirtſchaftskammer für die Provinz
Schleſien“ in der Hauptſache dies: Vorkommniſſe letzter Zeit
zeigen, daß über die abſolute Sicherheit der öffentlichen Spar-
kaſſen auch zu Kriegszeiten noch viel Unklarheit herrſcht. Die viel-
verbreitete Anſicht, daß die Sparkaſſengelder im Kriegsfalle zu
Kriegskoſten verwendet werden, iſt unrichtig und wohl
nur darauf zurückzuführen, daß man die Sparkaſſen für ſtaat-
liche Kaſſen hält. Die Sparkaſſen ſind rein kommunale Jnſtitute,
die vom Staate nur beaufſichtigt werden. Die Sparkaſſengelder
ſind für den Staat ebenſo Privatgelder und für ſeine Zwecke un-erreichbar, wie die Gelder jeder Frivattaſſe oder jedes Geſchäfts

mannes. Jm übrigen braucht der Staat im Kriegsfalle ſchnell
bares Geld, und dieſes iſt bei den Sparkaſſen nicht vorhanden,

der Sparkaſſen. e wird aus den Zinsüberſchüſſen ange
ammelt und beträgt je nach der Größe der Kaſſe 5 bis 10 Pro
r Einlagen. Von dieſen würden etwaige Verluſte bezahlt

werden. rittens haftet das geſamte Vermögen der Körper-
ſpatr welche die Sparkaſſe gegründet hat. Bei den
ſt es der r Kreis mit den nicht kreisfreien Städten, allen

Dörfern u ittergütern. Bei ſtädtiſchen Sparkcſſen haftet das
Vermögen der ganzen Stadt uſw. Sollten dieſe drei Sicherheiten
noch nicht ausreichen, ſo haftet vierten s der Garantieverband,
alſo der Kreis, die Stadt uſw. mit ſeiner ganzen Steuerkraft,
d. h. es müßten ſo lange Steuern ausgeſchrieben werden, bis

auch zum letzten Pfennig Kapital und Zinſen ge
ommen iſt.

Ausland.
Verhaftung eines öſterreichiſchen Spions.
Eine Moskauer Zeitung meldet aus Wilna, daß die

ruſſiſchen Behörden in Litowsk einen öſter-
reichi ſchen Spion namens Robert Boloch verhaftet
haben, der Offizier im öſterreichiſchen Generalſtabe ſein ſoll.
Boloch wurde nach Warſchau transportiert.

Die Wirren in Marokko.
Aus Magador wird vom Mittwoch gemeldet: Die Ko

lonne Brulard hat geſtern abend 10 Uhr die Kolonne
Maſſoutier nach heftigen Hämpfen befreit.
Dieſe war in ausgezeichneter Verfaſſung; ſie hat keine weiteren
Verluſte als die bereits gemeldeten zu verzeichnen. Jn der Um
gebung der Kasbah wurden zahlreiche Leichen der Feinde ge-

funden. Die Verluſte der Franzoſen betragen zehn Tote und

welcher mittags bei dem Prinzen und der Prin-

Das lebenslängliche Mitglied der erſten Kammer der

da ihre Gelder feſt und zinsbringend angelegt ſind. Zur Krieg-
führung werden Kriegsanleihen in Ergänzung der bereits vor-
handenen bereiten Mittel aufgelegt, an welchen ſich alle patrio
tiſchen Deutſchen und die Großbanken beteiligen. Die Tilgung
dieſer Anleihen erfolgt nach Beendigung des Krieges durch die
Kriegskoſtenentſchädigung, die dem beſiegten Feinde auferlegt
wird oder durch Steuern, die der Reichstag bewilligt. Um ſchnell
Barmittel zur Kriegführung zu bekommen, wurden 1866 und
1870/71 vom Staate Darlehnskaſſen gegründet; dieſe ſtellten als
im Geſchäftsverkehr vollſtändig gültige Zahlungsmittel ſog. Dar-
lehns-Kaſſenſcheine zu 1, 5, 10 und 25 Taler aus. Bei dieſen
Darlehnskaſſen konnte jedermann Staatspapiere, Sparbücher,

und dem Verderben nicht ausgeſetzte Waren uſw.
en bares Geld verpfänden. Da bei die Gefahrehe groß iſt, daß das im l vorhandene bare Geld ge

tohlen wird, iſt es entſchieden das richtigſte, jede entbehrliche
Mark zur Sparkaſſe zu J Die z der öffentlichen
Sparkaſſe iſt ſo groß, daß abſolut kein Fall denkbar iſt, in dem
ein Pfennig verloren gehen könnte. Erſtens haften die aus
den Spargeldern angekauften oder beliehenen Vermögens bezw.
Pfandgrundſtücke der Sparkaſſen, al die bis zur Hälfte oder
e Zweidrittel beliehenen ländlichen und

rundſtücke, die angekauften Reichs- und Staatspapiere, land-
chaftlichen Pfandbriefe, kommunalen Anleihen und die der Spar-

e e en Wechſel- und Schuldſcheine. Sollte bei dieſen
Anlagen trotz aller Vorſicht der Verwaltung ein Verluſt eintreten,
ſo haftet zweitens das Sicherheitsvermögen (Reſervefonds)

Zank für Randel und Industrie

dreißig Verwundete. Die Nachricht von der Befreiung der
Kolonne Maſſoutier erregte in Mogador unter der Bevölkerung
große Freude.

Ein Kttentat in Japan.
Jn Tokio wurde auf den Fürſten Yamagata, einem

Mitglied des Marſchallrats, ein Attentat begangen. Der
Fürſt blieb jedoch unverletzt, während der Attentäter Selbſtmord
beging. Das Motiv zur Tat iſt unbekannt. Fürſt Yamagata iſt
einer der Führer im ruſſiſch-japaniſchen Kriege geweſen.

Die Luftſchiffahrt.
Zuverläſſigkeitsflug am Oberrhein.

Für den deutſchen Zuverläſſigkeitsflug
am Oberrhein 1913 iſt die Zeit vom 10. bis zum
19. Mai in Ausſicht genommen. Anfangsort des Fluges
wird Wiesbaden, Endpunkt Konſtanz. Zwiſchen Straß-
burg und Konſtanz findet vorausſichtlich eine größere Auf-
klärungsübung ſtatt. An den Ueberlandflug wird ſich auf
dem Bodenſee ein Waſſerflugzeugwettbewerb anſchließen.
Prinz Heinrich von Preußen hat den Vorſitz und die Ober-
leitung übernommen.

Todesſturz eines engliſchen Fliegers.
Der engliſche Flieger Petri, der vorgeſtern auf-

ſtieg, iſt in der Nähe von Redpar, als er von Brookland nach
Edinburg fliegen wollte, abgeſtürzt und war ſofort
tot. Der Flieger iſt erſt 26 Jahre alt und hatte ſein Flug
zeugnis erſt vor ganz kurzer Zeit erhalten.

Aus Nah und Hern.
Dampfer-Zuſammenſtoß. Nach einem Telegramm aus Phila

delphia in Amerika erfolgte geſtern in der Delaware-Bucht ein
Zuſammenſtoß zwiſchen dem großen Dampfer der White Star
Line „Oceanic“, einem Schweſterſchiff der untergegangenen „Ti-
tanic“, und dem Dampfer „Merion“. Beide Schiffe haben ſchwere
Beſchädigungen erhalten. Nähere Einzelheiten fehlen noch.

Grubenunglück in Galizien. Jn den Kohlenbergwerken bei
Jaworzne wurden im Schachte „Helene“ durch herabfallende Erd
maſſen mehrere Arbeiter verſchüttet. Drei derſelben wurden als
Leichen geborgen, zwei andere waren nur leicht verletzt.

Bergwerksunglück. Jn dem Kalibergwerk Adolfsglück bei
Schwarmſtedt in Hannover ſind am Heiligen Abend infolge Ent-
zündung brennbarer Gaſe ein Steiger, ein Drittelführer und
drei Bergleute getötet worden.

Gasvergiftung in einer Berliner Familie. Am erſten Feier-
tage verſtarb infolge Gasvergiftung, die durch einen Unfall
herbeigeführt wurde, der 72 Jahre alte Privatier Maron. Seine
Frau und die Tochter konnten noch rechtzeitig wieder ins Leben
zurückgerufen werden.

Starke Stürme haben während der Feiertage überall ge-
wütet, beſonders aber an der Nordſeeküſte, an der engliſchen
Küſte ſowie auf dem Atlantiſchen Ozean. Teilweiſe ſind ſchwere
Schäden entſtanden.

Schwerer Straßenbahnunfall. Jn Rom ereignete ſich geſtern
früh ein ſchwerer Straßenbahnunfall. Beim Herabfahren einer
abſchüſſigen Straße verſagte die Bremsvorrichtung und der
Straßenbahnzug fuhr gegen eine Mauer, wobei er vollſtändig zer-
trümmert wurde. Der Führer des Straßenbahnzuges wurde ſo
ſchwer verletzt, daß der Tod auf der Stelle eintrat. 17 Fahrgäſte
wurden ſchwer verletzt.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Niederclobicau, 26. Dez. Neuer Superintendent.)

Zum Nachfolger unſeres verſtorbenen Ortspfarrers und Super-
intendenten Hilpert iſt von der Behörde der Oberpfarrer,
Superintendent und Kreisſchulinſpektor Theodor Sjebert in
Herzberg beſtimmt worden. Derſelbe iſt 1848 in Benneckenſtein
geboren, 1875 ordiniert, war Diakonus in Ranis, 1882 Pfarrer
in Preſter. Jn Herzberg iſt er ſeit 1904. Die hieſige Stelle hat
ein Einkommen von ca. 8500 Mk.

W. Leipzig, 26. Dez. (Ruſſen-Gedächtnisfeier.)
Der ruſſiſche Kriegsminiſter Sſuchomlinow iſt von
Petersburg nach hier abgereiſt, wo er am 28. Dezember an der

r einer Kapelle zum Gedächtnis der im Jahre
1813 gefallenen Ruſſen teilnehmen wird.

Aus Halle und Umgebung.
Halle a. S., den 27. Dezember 1912.

Die CLaufbahn eines Militärintendanturſekretärs.
Jnfolge der am 1. Oktober d. Js. eingetretenen Heeresver-

ſtärkung ſind die Ausſichten für obige Laufbahn nicht ungünſtig.
Bei der Schwierigkeit einer Berufswahl in der heutigen Zeit
dürfte es von Jntereſſe ſein, etwas Näheres über die Laufbahn
zu erfahren. Zugelaſſen werden bis auf weiteres nur Jnhaber
des Zeugniſſes der Reife für die erſte Klaſſe (Unterprima) einer
neunſtufigen höheren Lehranſtalt.

Junge Leute, die die Laufbahn einſchlagen wollen, müſſen
zunächſt ihre Dienſtzeit ableiſten. Drei Monate vor deren Ab-
lauf iſt auf dem Dienſtwege, alſo durch die Kompagnie uſw., ein
Geſuch um Vormerkung für die Jntendantur-Sekretariats-Lauf-
bahn einzureichen, für die am 1. April 1912 eingetretenen dem-
nach noch im Laufe des Dezembers. Zu dieſer Zeit dürfen die
Bewerber das 23. Lebensjahr nicht überſchritten haben. An die
geſetzliche Dienſtpflicht ſchließt ſich eine einjährige Frontdienſt-

eit als Unteroffi oder m ler erſte an. Als-Jan erfolgt die 3 ährige Ausbildung bei der Kaſſenverwal

2 und der Bekleidungskommiſſion des Truppenteils davon
2 Jahr bei einer anderen Waffengattung und eine einjährige
Ausbildung bei der MilitärIntendantur. i rzuf wird der
Anwärter zur Zahlmeiſterprüfung zugelaſſen, die er mit minde-
ſtens „gut“ beſtehen muß. Auf Grund der abgelegten Prüfung
wird er zum Zahlmeiſter-Aſpiranten ernannt. Anwärter, die
dieſe Prüfung nur mit „genügend“ beſtehen, werden in der Liſte
der JntendanturSekretariats-Anwärter geſtrichen, verbleiben
aber in der Zahlmeiſter-Laufbahn.

Zur Ausbildung im Jntendanturdienſt wird dann der An
wärter zur Korpsintendantur, Korpszahlungsſtelle, Garniſon
verwaltung, Garniſonlazarett, Bekleidungsamt und einem
Manöverproviantamt kommandiert. Dieſe Kommandos dauern
für gewöhnlich ungefähr 20 Monate. Sodann iſt die Prüfung
zum Militär-Jntendantur-Sekretär abzulegen. Die erſte An
ſtellung erfolgt ſodann in der Regel innerhalb zwei Jahren als
JntendanturDiätar (nicht etatsmäßiger Militärbeamter mit
Offizierrang), die Ernennung zum Jntendantur-Sekretär richtet
ſich nach dem Freiwerden der Stellen. Aus den Jntendantur-
Sekretären ergänzen ſich ferner auch die Geheimen expedierenden
Sekretäre des Kriegsminiſterrums und die Geheimen Rechnungs-
reviſoren im Rechnungshof. Auch der Kolonialdienſt bietet ſehr
gute Stellen für Jntendantur-Sekretäre. Während der Aus
bildung erhalten die Anwärter ihre dienſtgradmäßigen Gebühr-
niſſe, nach der Prüfung daneben als Hilfsarbeiter eine monat-
liche Zulage bis zu 50 Mark.

Die Gehälter betragen: a) für Jntendantur-Diätare 2000
bis 2500 Mk., b) für Jntendantur-Sekvretäre 2250 bis 4650 Mk.,
c) für Geheime expedierende uſw. 3000 bis 6600 Mk., daneben der
tarifmäßige Wohnungsgeldzuſchuß, zu b) von 520 bis 800 Mk..
zu c) von 1200 Mk.

Nach beſtandener Prüfung kann auf Wunſch der Anwärter
ihre Kommandierung zum Orientaliſchen Seminar in Berlin be
hufs Vervollſtändigung der fremdſprachlichen Kenntniſſe erfol-
gen; ebenſo werden in der Zeit bis zur Anſtellung die Uebungen
als Reſerve- Offizier abgeleiſtet, die Beförderung zum Reſerve
Offizier erfolgt nach der erſten Anſtellung.

Die Weihnachtsfeiertage dieſes Jahres überſtiegen noch die
der vorhergehenden drei Jahre inbez auf ihre enorme
Wärme, die ſich beinahe Tag und Nacht in der Nähe von 10
Grad Celſius hielt. Sie dürfte damit den überhaupt
wärmſten Weihnachtstagen nahekommen, die wir ſeit
dem Jahre 1848 erlebt haben.

Der Menſch muß ſich zu helfen wiſſen! Eine ſtädtiſche
Luſtbarkeits-Steuerordnung beſteuerte Konzerte, für welche Ein
trittsgeld erhoben wurde, doppelt ſo hoch als eintrittsfreie Kon
zerte. Dies veranlaßte einen Konzertwirt, das Eintrittsgeld
fallen zu laſſen und ſtatt deſſen den Bierpreis um 5 Pfg. für
ein Glas zu erhöhen. Trotzdem erhob der Magiſtrat die höhere
Steuer. Der Konzertwirt klagte dagegen und gewann den
Prozeß. Das Oberverwaltungsgericht entſchied, die Verteuerung
des Bieres ſei der Grhebung eines Eintrittsgeldes
nicht gleichzuſtellen. Ein Preisaufſchlag auf das während
des Konzertes verzehrte Bier richte ſich in ſeinem Geſamtbetrage
nach dem Verzehr des Gaſtes, werde alſo nicht als „Eintritts
geld“ für die „Zulaſſung“ zum Konzert erhoben.

Letzte Telegramme.
Tödlicher Unfall beim Rodeln.

Berlin, 27. Dez. Der Berliner Rechtsanwalt
Petzall, der ſich mit ſeiner Gattin kurz vor Weihnachten
nach der Peterbaude begeben hatte, um dort Winter-
ſport zu treiben, verunglückte am Dienstag auf der ver
eiſten Rodelbahn. Er fuhr mit voller Wucht gegen eine
Telegraphenſtange, ſo daß er auf dem Transport nach
Hirſchberg ſtarb.

Raubmord?
Erfurt, 27. Dez. Der Kaſſierer der Gewerbe-

bank in Tennſtedt, Ropte, wurde am erſten Feier-
tag in ſeiner Wohnung tot aufgefunden. Eine klaffende
Wunde ander Stirn war augenſcheinlich durch einen
wuchtigen Schlag mit einem harten Gegenſtande hervor-
gerufen. Das Geld, das Ropte in der Wohnung auf-
bewahrt hatte, war verſchwunden.

Oeſterreich rüſtet nicht gegen Rußland.
Petersburg, 27. Dez. Gegenüber den in der Preſſe ver

breiteten Gerüchten, der öſterreichiſch- ungariſche
Botſchafter habe dem ruſſiſchen Miniſter des
Auswärtigen erklärt, die öſterreichiſchen Rüſtungen
ſeien gegen Rußland gerichtet, wird offiziell mit-
geteilt, daß der Miniſter keine derartige Erklärung von dem
öſterreichiſch- ungariſchen Botſchafter erhalten hat.

Präſident Wilſon erkrankt.
New-York, 27. Dez. Präſident Wilſon iſt an

Grippe erkrankt und muß das Bett hüten.

Börſen- und Handelsteil.
Keine Verhandlungen wegen Erneuerung des Verkaufs-

vereins thüringiſcher Braunkohlenwerke.
Jn den letzten Tagen begegnete man in der Preſſe einer

Notiz, laut welcher die Verhandlungen zu einer Erneuerung
des früheren Verkaufsvereins tihüringiſcher
Braunkohlenwerke, G. m. b. H. in Halle a. S., end
gültig geſcheitert ſeien. Wie uns von den A. Riebeckſchen
Montanwerken, Aktiengeſellſchaft zu Halle a. S., heute mitgeteilt

wird, haben derartige Verhandlungen überhaupt
nicht ſtattgefunden. Eine Wiederbildung dieſes Ver-
kaufsvereins würde heute auch keinen Sinn mehr haben, da die
früher in ihm vereint geweſenen Braunkohlenwerke durch die
inzwiſchen vorgenommenen Verſchmelzungen ſämtlich in den
A. Riebeckſchen Montanwerken, Aktiengeſellſchaft zu Halle a. S.,
und der Werſchen-Weißenfelſer Braunkohlen Aktiengeſellſchaft zu
Halle a. S. aufgegangen ſind.

Neueſte HandelsDepeſchen.
W. New-York, 26. Dezember. Roter WinterWeizen loko 109,

er Mai per Dezbr. 957/, per Mai 977/, per Juli
Mais per Mai per Juli per Sept. Mehl 3,90.Getreidefracht nach Liverpool 4!

W. Chicago, 26. Dezember. Weizen per Dez. 86/, per Mai 917/,,
per Juli 89. Mais per Dez. 478 ver Mai 48 per Juli 49

W. New-York, 26. Dez. Petroleum Standard white in New-
York 8,50, do. in Philadelphia do. in Refined Caſes 10,65, do.
Credit Balances at Oil City 2,00. Kupfer 17,00 17,37.

W. NewYork, 26. Dezember. Schmalz Weſternſteam 10,45, Rohe
und Brothers 10,80.

Verantwortlich: Für Politik u. Feuilleton: Fritz Müller;
für Provinz und Allgemeines, Börſen- und Handelsteil:
Max Ebeling; für Oertliches: Heinrich Mieſchner; Schluß
redaktion: A. Berwecke, ſämtlich in Halle a. Saale.

(Darmstädter
BRankK) 780

Filiale Halle a. S.
Alte Promenade 3, gegenüber d. Stauttheator.

Aktienkaplital und Reserven:
z 192 Millionen Mark. z
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